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▶▶ Bilanzierung
Keine Rückstellung für künftige Zusatzbeiträge zur  
Handwerkskammer

|  Ein Handwerksbetrieb kann keine Rückstellung für künftig zu erwartende 
Zusatzbeiträge zur Handwerkskammer bilden. Dies gilt auch dann, wenn 
diese in der Vergangenheit jeweils nach dem Gewerbeertrag bereits abge-
laufener Wirtschaftsjahre berechnet wurden und eine überwiegende Wahr-
scheinlichkeit dafür besteht, dass die Zusatzbeiträge auch künftig in der gel-
tend gemachten Höhe entstehen (BFH 5.4.17, X R 30/15, Abruf-Nr. 194616).  |

Sachverhalt: Ein Einzelunternehmer war Mitglied einer Handwerkskammer, 
die nach ihrer Beitragsordnung einen Grund- und einen Zusatzbeitrag er-
hebt. Bemessungsgrundlage des Zusatzbeitrags war in der Vergangenheit 
jeweils der Gewerbeertrag des drei Jahre vor dem Beitragsjahr liegenden 
Steuerjahres. In der Bilanz zum 31.12.09 passivierte der Handwerksbetrieb 
seine zu erwartenden Zusatzbeiträge für die Jahre 2010, 2011 und 2012 auf-
grund seiner Gewerbeerträge der Jahre 2007, 2008 und 2009 als sonstige 
Rückstellungen. Das FG Thüringen erkannte die Rückstellungen an, der BFH 
jedoch nicht.

Rückstellungen für Verpflichtungen aus öffentlichem Recht können nur dann 
gebildet werden, wenn die Verpflichtungen bereits konkretisiert sind. Der 
rechtliche und wirtschaftliche Bezugspunkt der Verpflichtung muss in der 
Vergangenheit liegen. Die Verbindlichkeit muss nicht nur an Vergangenes an-
knüpfen, sondern auch Vergangenes abgelten.

Zudem ist zu beachten, dass die Beitragspflicht an die Kammerzugehörigkeit 
im Beitragsjahr geknüpft ist. Das bedeutet, dass die Verpflichtung rechtlich 
nicht vor dem Zeitraum entstehen kann, auf den sich die Beitragspflicht be-
zieht. Somit waren die Beitragspflichten für die Jahre 2010, 2011 und 2012 zum 
Bilanzstichtag 2009 rechtlich noch nicht entstanden. 
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Abruf-Nr. 194616

Verbindlichkeit 
muss Vergangenes 
abgelten

▶▶ Umsatzsteuer
Zur Anwendbarkeit der Kleinunternehmerregelung im  
Gründungsjahr, wenn Umsätze erst im Folgejahr anfallen

|  Wurde das Unternehmen im Vorjahr (z. B. in 2009) gegründet und fielen 
Umsätze erst im darauffolgenden Jahr (2010) an, gilt die 17.500 EUR-Grenze 
des § 19 UStG für das Vorjahr (2009) und die 50.000 EUR-Grenze für das 
darauffolgende Jahr 2010. Das FG Thüringen (11.1.17, 3 K 758/15, Abruf-Nr. 
194869) ging im Streitfall davon aus, dass der Kläger wegen seiner Vorberei-
tungshandlungen bereits in 2009 Unternehmer war und somit 2009 als Erstjahr 
i. S. von § 19 UStG anzusehen ist. Tatsächliche Umsätze sind nicht nötig.  |

PRAXISHINWEIS  |  Wer als Unternehmer im Gründungsjahr keine Ausgangs-
umsätze hat, sollte seine Vorbereitungshandlungen (nach außen und mit Blick 
auf künftige Umsätze) dokumentieren. 
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